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Mitglieder des Ausschusses Informationsrecht  
 
- Rechtsanwalt Dr. Helmut Redeker (Vorsitzender und 

Berichterstatter) 
- Rechtsanwältin Isabell Conrad 
- Rechtsanwalt Prof. Niko Härting  
- Rechtsanwalt Peter Huppertz LL.M. 
- Rechtsanwalt Prof. Dr. Jochen Schneider 
- Rechtsanwalt Dr. Robert Selk LL.M. (EU) 
- Rechtsanwalt und Notar Ulrich Volk 
- Rechtsanwalt Prof. Dr. Holger Zuck 
 
Zuständig in der DAV-Geschäftsführung  
 
- Rechtsanwalt Thomas Marx 
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Verteiler 
 
 
Verteiler Europa: 
 
Europäische Kommission 
- Generaldirektion Justiz 
 
Europäisches Parlament 
- Ausschuss Bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 
- Ausschuss Recht 
- Ausschuss Beschäftigung und soziale Angelegenheiten 
- Ausschuss Industrie, Forschung und Energie 
- Ausschuss Binnenmarkt und Verbraucherschutz 
 
Rat der Europäischen Union 
Ständige Vertretung der Bundesrepublik Deutschland bei der EU 
Justizreferenten der Landesvertretungen 
Rat der Europäischen Anwaltschaften (CCBE) 
Vertreter der Freien Berufe in Brüssel 
Deutsche Industrie- und Handelskammertag e. V. (DIHK) in Brüssel 
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) in Brüssel 
 
Verteiler Deutschland: 
 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie  
 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
 
Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Die Datenschutzbeauftragten der Bundesländer 
 
Arbeitskreise Recht der Bundestagsfraktionen 
 
Justizministerien und Justizsenatoren der Länder 
Wirtschaftsministerien der Länder 
 
Bundesrechtsanwaltskammer 
Bundesnotarkammer 
Bundesverband der Freien Berufe 
Deutscher Richterbund 
Deutscher Notarverein e.V. 
Deutscher Steuerberaterverband 
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI)  
GRUR 
BITKOM 
DGRI 
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DAV-Vorstand und Geschäftsführung 
Vorsitzende der DAV-Gesetzgebungsausschüsse 
Vorsitzende der DAV-Landesverbände 
Vorsitzende des FORUMs Junge Anwaltschaft 
 
Frankfurter Allgemeine Zeitung 
Süddeutsche Zeitung GmbH 
Berliner Verlag GmbH 
Redaktion NJW 
Juve-Verlag 
Redaktion Anwaltsblatt 
Juris 
Redaktion MultiMedia und Recht (MMR) 
Redaktion Zeitschrift für Datenschutz (ZD) 
Redaktion Heise Online 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 

 

Die EU-Kommission schlägt im Rahmen der Datenschutz-Grundverordnung vor, den 

privaten und den öffentlichen Bereich gleich zu behandeln und unterwirft beide 

Bereiche grundsätzlich den gleichen Regeln. Diese Gleichbehandlung erfolgte auch 

schon in der Datenschutzrichtlinie (Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr). Bei einer 

Verordnung entwickelt diese Gleichstellung aber eine andere Qualität und sollte daher 

unterbleiben. 

 

Der öffentliche Bereich unterliegt schon im Hinblick auf die Grundrechte anderen 

Regeln als der private Bereich. Die Grundrechte binden unmittelbar nur den Staat und 

nicht private Unternehmen. Diese unterliegen zum einen allenfalls einer mittelbaren 

Grundrechtsbindung und sind zum anderen selbst Grundrechtsträger. Demgegenüber 

sind staatliche Behörden nie Grundrechtsträger. Dies bedeutet in der Umsetzung, dass 

private Datenverarbeiter sich für ihre Datenverarbeitung auf ihre eigenen Grundrechte 

oder die ihrer Kunden (z.B. auf die in Art. 16 Grundrechtecharta geschützte 

Unternehmensfreiheit, ggf. auch auf die Meinungsfreiheit des Art. 11 

Grundrechtecharta) berufen können. Diese Grundrechte sind dann mit dem Grundrecht 

auf Datenschutz (Art. 8 Grundrechtecharta) abzuwägen (plastisch EuGH, Urt. v. 

13.5.2014 – C-131/12, CR 2014, 460 zum Entfernen von Links aus Trefferlisten von 

Suchmaschinen). Solche Abwägungen sind im Bereich des Datenschutzes im 

öffentlichen Bereich nicht geboten. Schon dies fordert eine Trennung der Bereiche. 

(Schneider/Härting, CR 2014, 306 (307), ebenso schon Redeker, in: Verhandlungen 

des 62. Deutschen Juristentages Bremen 1998, S. M 117).  

 

Darüber hinaus sind der Umfang und die Einzelgestaltung der öffentlichen 

Verwaltungen der Mitgliedsstaaten sehr unterschiedlich (so gilt z.B. nicht überall eine 

Meldepflicht) – der Umfang und die Art und Weise der staatlichen Verwaltung folgt 
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herkömmlich deutlich unterschiedlichen Ansätzen, die auch je nach Aufgabenstellung 

unterschiedliche Datenschutzregeln verlangen. Eine Vereinheitlichung durch eine 

Datenschutz-Grundverordnung ist praktisch kaum möglich – sie würde in Deutschland 

auch zahlreiche, im Einzelnen teilweise umfangreich diskutierte Einzelfallregelungen 

aufheben, ohne dass ein entsprechend normklarer Ersatz zur Verfügung stände. 

Darüber hinaus fordert auch der freie Waren- und Dienstleistungsverkehr im Bereich 

der öffentlichen Verwaltung weniger eine Vereinheitlichung der Querschnittsmaterie 

Datenschutz als zuvor und zuvörderst eine Vereinheitlichung der der staatlichen 

Tätigkeit zu Grunde liegenden Regeln für die jeweiligen Fachbereiche. Daher dürfte 

sich im Bereich der öffentlichen Verwaltung im Gegensatz zum privaten Bereich, in dem 

eine Vereinheitlichung der Datenschutzregeln dringend geboten ist, auch die Frage 

stellen, ob die Datenschutz-Grundverordnung hier dem Grundsatz der Subsidiarität 

genügt. 

 

All diese Probleme stellten sich bei der Datenschutzrichtlinie (Richtlinie 95/46/EG) nicht 

in dieser Intensität, weil sich die notwendigen Differenzierungen sowohl zwischen den 

einzelnen Mitgliedsländern als auch zwischen dem privaten und dem öffentlichen 

Bereich in den Umsetzungsgesetzen durchführen ließen – in Deutschland z.B. in 

zweiten und dritten Abschnitt des BDSG. Dies ist bei einer unmittelbar geltenden 

Datenschutzgrundverordnung nicht möglich. Dies alles gebietet eine Trennung des 

privaten vom öffentlichen Bereich. Der Geltungsbereich der Datenschutz-

Grundverordnung sollte auf private Datenverarbeiter beschränkt werden. Der öffentliche 

Bereich sollte weiterhin durch eine Richtlinie geregelt werden wie dies ja im Bereich von 

Gefahrenabwehr und Strafrecht schon vorgesehen ist. 

 

Darüber hinaus dürfe sich durch eine Beschränkung der Verordnung auf den privaten 

Bereich auch die Verabschiedung der Verordnung rascher möglich werden. 

 


